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Russ.Föderation/ 
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Kinder bereits vj.  
Verwurzelung/ 
Deutschkenntnisse 
Zusammenfassung: 
Tschetschenische Familie mit 5 mittlerweile vj. Kindern, davon 3 an diesem Verfahren beteiligt, 6-
jährige Verfahrensdauer, Interessensabwägung zur Minderjährigkeit, da Kinder bei der Einreise mj. 
waren, keine "umfassende Verwurzelung" in Österreich aber haben allesamt gute Deutschkenntnisse 
erworben, Entscheidung nimmt Bezug auf BVG Kinderrechte 
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Beschwerdeführer:innen: 
BF1 Vater, BF2 Mutter, BF3 vj. Tochter, BF4 vj. Tochter, BF5 vj. Sohn,18J 
alle StA Russische Föderation/Tschetschenien 
leben seit 6 Jahren in Österreich 
 
Verfahrensgang: 
15.10.2016 Anträge auf Internationalen Schutz 
BFA Anträge abgewiesen und anschließende Beschwerde  
25.08.2022 Entscheidung des BVwG 
 
Feststellungen: 
Es leben seit 2015 ein weiterer vj. Sohn und eine vj. Tochter mit ihrer Familie mit 
Aufenthaltsberechtigung in Österreich 
Die damals noch 17-jährige Drittbeschwerdeführerin hat ihre 10-jährige Schulausbildung im 
Herkunftsstaat absolviert. Sie hat noch nie gearbeitet. In Österreich hat sie eine Klasse eines Real- und 
Aufbaugymnasiums mit Erfolg besucht und bereits ein Integrationszeugnis auf dem Sprachniveau B1 
erlangt. Sie würde gerne als Verkäuferin im Textilbereich arbeiten. 
Die damals bereits 16-jährige Viertbeschwerdeführerin hat ihre 9-jährige Schulausbildung ebenfalls im 
Herkunftsstaat absolviert, noch nie gearbeitet, ebenfalls in Österreich eine Klasse eines Real- und 
Aufbaugymnasiums erfolgreich besucht und ebenfalls bereits eine Integrationsprüfung auf dem 
Sprachniveau B1 abgelegt. Sie möchte sich das Geld für ihre Ausbildung zur Webdesignerin als 
Verkäuferin verdienen. 
Der damals 12-jährige Fünftbeschwerdeführer hat in Österreich die NMS bzw. die Sonderschule 
besucht und ein Abschlusszeugnis erlangt. Er möchte gerne Zahntechniker werden. 
 
Zitate aus der Entscheidung: 
Gemäß Art 8 Abs. 1 EMRK hat jedermann Anspruch auf Achtung seines Privat- und Familienlebens, 
seiner Wohnung und seines Briefverkehrs. Nach Art 8 Abs. 2 EMRK ist der Eingriff einer öffentlichen 
Behörde in die Ausübung dieses Rechts nur statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist 
und eine Maßnahme darstellt, die in einer demokratischen Gesellschaft für die nationale Sicherheit, 
die öffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des Landes, die Verteidigung der Ordnung 
und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutze der Gesundheit und der Moral oder 
zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist. Bei der Setzung einer 
aufenthaltsbeendenden Maßnahme kann ein ungerechtfertigter Eingriff in das Recht auf Achtung des 
Privat- und Familienlebens des Fremden iSd. Art. 8 Abs. 1 EMRK vorliegen. Daher muss überprüft 
werden, ob die aufenthaltsbeendende Maßnahme einen Eingriff und in weiterer Folge eine Verletzung 
des Privat- und/oder Familienlebens des Fremden darstellt. Ob eine Verletzung des Rechts auf Schutz 
des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art 8 EMRK vorliegt, hängt nach der ständigen 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte sowie des 
Verfassungsgerichtshofes und des Verwaltungsgerichtshofes jeweils von den konkreten Umständen 
des Einzelfalles ab. Die Regelung erfordert eine Prüfung der Notwendigkeit und Verhältnismäßigkeit 
des staatlichen Eingriffes; letztere verlangt eine Abwägung der betroffenen Rechtsgüter und 
öffentlichen Interessen. In diesem Sinn wird eine Ausweisung nicht erlassen werden dürfen, wenn ihre 
Auswirkungen auf die Lebenssituation des Fremden und seiner Familie schwerer wiegen würden als 
die nachteiligen Folgen der Abstandnahme von ihrer Erlassung. Das Recht auf Achtung des 
Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK schützt das Zusammenleben der Familie. Es umfasst 
jedenfalls alle durch Blutsverwandtschaft, Eheschließung oder Adoption verbundene 
Familienmitglieder, die effektiv zusammenleben; das Verhältnis zwischen Eltern und minderjährigen 
Kindern auch dann, wenn es kein Zusammenleben gibt (vgl. EGMR Kroon sowie VfGH vom 28.06.2003, 
G 78/00). Der Begriff des Familienlebens ist nicht auf Familien beschränkt, die sich auf eine Heirat 
gründen, sondern schließt auch andere de facto Beziehungen ein; maßgebend ist beispielsweise das 
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Zusammenleben eines Paares, die Dauer der Beziehung, die Demonstration der Verbundenheit durch 
gemeinsame Kinder oder auf andere Weise (vgl. EGMR Marckx, EGMR vom 23.04.1997, X u.a.). 
Ist von einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme die gesamte Familie betroffen, greift sie lediglich in 
das Privatleben der Familienmitglieder und nicht auch in ihr Familienleben ein; auch dann, wenn sich 
einige Familienmitglieder der Abschiebung durch Untertauchen entziehen (EGMR in Cruz Varas). 
Unter „Privatleben" sind nach der Rechtsprechung des EGMR persönliche, soziale und wirtschaftliche 
Beziehungen, die für das Privatleben eines jeden Menschen konstitutiv sind, zu verstehen (vgl. EuGRZ 
2006, 554, Sisojeva ua. gegen Lettland). Für den Aspekt des Privatlebens spielt zunächst die zeitliche 
Komponente im Aufenthaltsstaat eine zentrale Rolle, wobei die bisherige Rechtsprechung keine 
Jahresgrenze festlegt, sondern eine Interessensabwägung im speziellen Einzelfall vornimmt. 
Es entspricht aber der ständigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes, dass das durch eine 
soziale Integration erworbene Interesse an einem Verbleib in Österreich in seinem Gewicht gemindert 
ist, wenn der Fremde keine genügende Veranlassung gehabt hatte, von einer Erlaubnis zu einem 
dauernden Aufenthalt auszugehen (vgl. auch VwGH 21.03.2013, Zl. 2011/23/0360). Nach der 
bisherigen Rechtsprechung ist auch auf die Besonderheiten der aufenthaltsrechtlichen Stellung von 
Asylwerbern Bedacht zu nehmen, zumal das Gewicht einer aus dem langjährigen Aufenthalt in 
Österreich abzuleitenden Integration dann gemindert ist, wenn dieser Aufenthalt lediglich auf 
unberechtigte Asylanträge zurückzuführen ist (vgl. VwGH vom 17.12.2007, Zl. 2006/01/0126). 
Dass sich Asylwerber bei allen Integrationsschritten im Aufenthaltsstaat ihres unsicheren 
Aufenthaltsstatus und damit auch der Vorläufigkeit ihrer Integrationsschritte bewusst sein müssen gilt 
so für Asylwerber, die selbstständig nach Österreich einreisen; minderjährigen Kindern, die ihre Eltern 
nach Österreich begleiten, kann dies nicht in gleichem Maß zugerechnet werden wie den 
Obsorgeberechtigten (VfSlg. 19.086/2010, 19.357/2011, 19.612/2011, 19.752/2013). 
Soweit Kinder von einer Ausweisung betroffen sind, sind nach der Judikatur des Europäischen 
Gerichtshofes für Menschenrechte die besten Interessen und das Wohlergehen dieser Kinder, 
insbesondere das Maß an Schwierigkeiten, denen sie im Heimatstaat begegnen, sowie die sozialen, 
kulturellen und familiären Bindungen sowohl zum Aufenthaltsstaat als auch zum Heimatstaat zu 
berücksichtigen (vgl. EGMR 18.10.2006, Fall Üner, Appl. 46.410/99, Z 58; 6.7.2010, Fall Neulinger ua., 
Appl. 1615/07, Z 146). Maßgebliche Bedeutung hat der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte 
dabei den Fragen beigemessen, wo die Kinder geboren wurden, in welchem Land und in welchem 
kulturellen und sprachlichen Umfeld sie gelebt haben, wo sie ihre Schulbildung absolviert haben, ob 
sie die Sprache des Heimatstaats sprechen, und insbesondere ob sie sich in einem anpassungsfähigen 
Alter ("adaptable age"; vgl. EGMR 31.7.2008, Fall Darren Omoregie ua., Appl. 265/07, Z 66; EGMR 
17.2.2009, Fall Onur, Appl. 27.319/07, Z 60; 24.11.2009, Fall Omojudi, Appl. 1820/08, Z 46; siehe dazu 
auch VwGH 17.12.2007, Zlen. 2006/01/0216 bis 0219) befinden. 
Bei dieser Interessensabwägung sind – wie in § 9 Abs. 2 BFA-VG unter Berücksichtigung der Judikatur 
der Gerichtshöfe öffentlichen Rechts ausdrücklich normiert wird – insbesondere die Aufenthaltsdauer, 
das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens und dessen Intensität, die Schutzwürdigkeit des 
Privatlebens, der Grad der Integration des Fremden, der sich in intensiven Bindungen zu Verwandten 
und Freunden, der Selbsterhaltungsfähigkeit, der Schulbildung, der Berufsausbildung, der Teilnahme 
am sozialen Leben, der Beschäftigung und ähnlichen Umständen manifestiert, die Bindungen zum 
Heimatstaat, die strafgerichtliche Unbescholtenheit, Verstöße gegen das Einwanderungsrecht, 
Erfordernisse der öffentlichen Ordnung sowie die Frage, ob das Privat- und Familienleben in einem 
Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren, zu 
berücksichtigen (vgl. VfSlg. 18.224/2007 sowie VwGH vom 03.04.2009, Zl. 2008/22/0592; vom 
17.12.2007, Zl. 2006/01/0216; vom 26.06.2007, Zl. 2007/01/0479 und vom 26.01.2006, Zl. 
2002/20/0423). Vor dem Hintergrund der obigen Ausführungen sowie der in § 9 Abs. 2 BFA-VG 
normierten Integrationstatbestände, die bei der Beurteilung eines schützenswerten Privat- und 
Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK zu berücksichtigen sind, ist im gegenständlichen Fall der 
Eingriff in das Privat- und Familienleben der Beschwerdeführer nicht durch die in Art. 8 Abs. 2 EMRK 
angeführten öffentlichen Interessen gerechtfertigt. Dies aus folgenden Gründen: Der 
Erstbeschwerdeführer ist mit der Zweibeschwerdeführerin verheiratet. Das in der Russischen 
Föderation bestandene Familienleben mit den Dritt- bis Fünftbeschwerdeführern wurde im 

https://www.ris.bka.gv.at/Ergebnis.wxe?Abfrage=Vwgh&GZ=2011/23/0360&SkipToDocumentPage=True&SucheNachRechtssatz=False&SucheNachText=True
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Bundesgebiet fortgeführt. Es war daher ein Familienleben iSd. Art 8 EMRK zwischen den 
Beschwerdeführern zu bejahen. Die gegenständlich ausgesprochenen Rückkehrentscheidungen 
betreffen alle Beschwerdeführer gemeinsam. Insofern stellt die aufenthaltsbeendende Maßnahme 
keinen Eingriff in den Schutzbereich des Familienlebens im Sinn des Art. 8 Abs. 1 EMRK dar. Die 
Beschwerdeführer verfügen allerdings über weitere Familienangehörige in Österreich: einen 
erwachsenen Sohn/Bruder sowie eine erwachsene Tochter/Schwester samt Familie, deren 
Asylanträge in Österreich ebenfalls erfolglos waren. Diesbezüglich ist keine besondere intensive 
Beziehungsintensität hervorgekommen, sodass ein schützenswertes Familienleben im Bundesgebiet 
zu diesen nicht mehr vorliegt (siehe dazu u.a. den Beschluss des Verwaltungsgerichtshofes vom 2. 
Dezember 2014, Ra 2014/18/0100, sowie den Beschluss vom 15. Dezember 2015, Ra 2015/19/0149, 
wonach familiäre Beziehungen unter Erwachsenen nur dann unter den Schutz des Art. 8 Abs. 1 EMRK 
fallen, wenn zusätzliche Merkmale der Abhängigkeit hinzutreten, die über die üblichen Bindungen 
hinausgehen). Für den Aspekt des Privatlebens spielt zunächst die zeitliche Komponente im 
Aufenthaltsstaat eine zentrale Rolle, wobei die bisherige Rechtsprechung keine Jahresgrenze festlegt, 
sondern eine Interessenabwägung im speziellen Einzelfall vornimmt (vgl. dazu Chvosta, Die 
Ausweisung von Asylwerbern und Art. 8 MRK, in ÖJZ 2007, 852 ff.). In diesem Zusammenhang kommt 
gerade dem Grad der sozialen Integration des Betroffenen eine wichtige Bedeutung zu. Eine von Art. 
8 EMRK geschützte Integration ist erst nach einigen Jahren im Aufenthaltsstaat anzunehmen (vgl. 
Thym, EuGRZ 2006, 541). Der Verwaltungsgerichtshof geht in seinem Erkenntnis vom 26.06.2007, 
2007/10/0479, davon aus, dass „der Aufenthalt im Bundesgebiet in der Dauer von drei Jahren […] 
jedenfalls nicht so lange ist, dass daraus eine rechtlich relevante Bindung zum Aufenthaltsstaat 
abgeleitet werden könnte“. Darüber hinaus hat der Verwaltungsgerichthof bereits mehrfach zum 
Ausdruck gebracht, dass einer Aufenthaltsdauer von weniger als fünf Jahren für sich betrachtet noch 
keine maßgebliche Bedeutung für die durchzuführende Interessenabwägung zukommt (vgl. VwGH 
30.07.2015, Ra 2014/22/0055 ua. mwH). Außerdem ist nach der bisherigen Rechtsprechung auch auf 
die Besonderheiten der aufenthaltsrechtlichen Stellung von Asylwerbern Bedacht zu nehmen, zumal 
das Gewicht einer aus dem langjährigen Aufenthalt in Österreich abzuleitenden Integration dann 
gemindert ist, wenn dieser Aufenthalt lediglich auf unberechtigte Asylanträge zurückzuführen ist (vgl. 
VwGH 17.12.2007, 2006/01/0216 mwN). 
Die Beschwerdeführer befinden sich seit Oktober 2016 in Österreich. Sie halten sich aufgrund einer 
vorübergehenden Aufenthaltsberechtigung nach dem Asylgesetz, somit seit über fünf Jahren 
rechtmäßig hier auf (Laut ZMR-Auszug waren die Beschwerdeführer in Österreich durchgehend 
aufrecht gemeldet). 
Die Beschwerdeführer haben ihre Aufenthaltsdauer auch nicht durch wiederholte Stellung 
unbegründeter Asylanträge zu verlängern versucht (vgl. auch VwGH 05.10.2017, Ra 2017/21/0033), 
sondern waren deren einzige Verfahren auf internationalen Schutz seit dem Jahr 2016 anhängig, 
ohne dass den Beschwerdeführern diese lange Verfahrensdauer zu Last gelegt werden kann. 
Während ihres Aufenthaltes zeigten sich insbesondere der Erstbeschwerdeführer und die Dritt- und 
Viertbeschwerdeführerinnen um die Erlangung einer Integration im Bundesgebiet bemüht, was 
durch die zahlreichen Integrationszeugnisse und Referenzschreiben verdeutlicht wird. Die 
Zweitbeschwerdeführerin besuchte Deutschkurse, verfügt jedoch noch über kein 
Integrationszeugnis. Die Fünftbeschwerdeführer spricht ebenfalls schon Deutsch, besuchte seit 
seinem 13. Lebensjahr die NMS bzw. Sonderschule in Österreich und hat ein Abschlusszeugnis 
erlangt. 
Hinsichtlich der minderjährigen Beschwerdeführer ist hervorzuheben, dass die Verwurzelung von 
Kindern in Österreich schneller erfolgt als bei Erwachsenen, wobei auch im Hinblick auf die 
Aufenthaltsdauer bei Minderjährigen schon aufgrund der Relation zum Gesamtlebensalter eine 
kürzere Zeit als bei Erwachsenen ausschlaggebend sein wird (vgl. auch AsylGH vom 12.12.2012, D19 
307.392-3/2008). Auch der Verfassungsgerichtshof spricht sich in seinem Erkenntnis vom 07.10.2010, 
Zl. 950/10 u.a. für eine stärkere Gewichtung der schulischen und gesellschaftlichen Integration von 
minderjährigen Beschwerdeführern, die einen Großteil ihres Lebens in Österreich verbracht haben, 
aus, wobei Kindern auch nicht in dem Maß wie ihren Obsorgeberechtigten der Umstand eines 
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unsicheren bzw. auf Folgeanträgen basierenden Aufenthaltsstatus angelastet werden kann (vgl. dazu 
auch VfGH 07.10.2014, Zl. U2459/2012; VfGH 12.06.2010, Zl. U614/10). 
Zugunsten minderjähriger Asylwerber/Asylwerberinnen beziehungsweise minderjähriger 
Familienangehöriger ist der Schulbesuch und ein besonderer Schulerfolg oder eine Berufsausbildung 
zu berücksichtigen. Im Hinblick auf die Aufenthaltsdauer wird bei Kindern häufig schon eine kürzere 
Zeit als bei Erwachsenen ausreichen, um eine Verwurzelung im Gastland festzustellen. Auch kommt 
bei Kindern dem Bezug von Sozialhilfeleistungen (durch ihre Eltern) keine entscheidende Bedeutung 
zu, auch wenn zur Beurteilung einer Verfestigung in Österreich und der Frage einer Reintegration im 
Heimatstaat alle Umstände - und damit auch die familiären Verhältnisse - zu berücksichtigen sind 
(vgl. VfSlg 16.657/2002; VwGH 19. 10. 1999, 99/18/0342 u.a.). 
Im gegenständlichen Fall ist die umfassende Verwurzelung der Dritt- bis Fünftbeschwerdeführer 
zwar nicht gegeben, jedoch haben sie in der für sie langen Zeit von mehr als 5 Jahren allesamt gute 
Deutschkenntnisse bzw. der Fünftbeschwerdeführer sogar einen Schulabschluss erworben. 
Im gegenständlichen Fall ist somit hervorzuheben, dass im Falle der Beschwerdeführer ein 
schützenswertes Familien- und Privatleben hervorgekommen ist. 
Nach Art. 9 der UN-Konvention über die Rechte des Kindes haben die Vertragsstaaten sicherzustellen, 
dass ein Kind nicht gegen den Willen seiner Eltern von diesen getrennt wird, außer dies ist zum Wähle 
des Kindes notwendig. Gemäß § 2 des Bundesverfassungsgesetzes über die Rechte von Kindern hat 
jedes Kind Anspruch auf regelmäßige persönliche Beziehungen und direkten Kontakt zu beiden 
Elternteilen. Art. 7 BVG Kinderrechte enthält allerdings einen materiellen Gesetzesvorbehalt, der jenem 
des Art. 8 Abs. 2 EMRK aufs Wort gleicht: „Eine Beschränkung der in den Artikeln l, 2, 4 und 6 dieses 
Bundesverfassungsgesetzes gewährleisteten Rechte und Ansprüche ist nur zulässig, insoweit sie 
gesetzlich vorgesehen ist und eine Maßnahme darstellt, die in einer demokratischen Gesellschaft für 
die nationale Sicherheit, die öffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des Landes, die 
Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutz der 
Gesundheit oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist." Es ist daher eine 
entsprechende Interessensabwägung vorzunehmen. 
Zudem ist auf das Urteil des EuGHs vom 11.03.2021 in der Rs C-112/20, MA, betrifft die Pflicht zur 
Beachtung des Kindeswohles bei Erlassung einer Rückkehrentscheidung gegen den Vater eines 
Minderjährigen, zu verweisen. Der Urteilstenor lautet: 
„1. Art. 5 der Richtlinie 2008/115/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 
2008 über gemeinsame Normen und Verfahren in den Mitgliedstaaten zur Rückführung illegal 
aufhältiger Drittstaatsangehöriger in Verbindung mit Art. 24 der Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union ist dahin auszulegen, dass die Mitgliedstaaten vor Erlass einer mit einem 
Einreiseverbot verbundenen Rückkehrentscheidung das Wohl des Kindes gebührend zu 
berücksichtigen haben, selbst wenn es sich beim Adressaten der Entscheidung nicht um einen 
Minderjährigen, sondern um dessen Vater handelt.“ 
Der Umstand, dass die Beschwerdeführer strafrechtlich unbescholten sind, stellt laut Judikatur weder 
eine Stärkung der persönlichen Interessen noch eine Schwächung der öffentlichen Interessen dar (vgl. 
VwGH vom 21.01.1999, Zl. 98/18/0420). Der Verwaltungsgerichtshof geht davon aus, dass es von 
einem Fremden, welcher sich im Bundesgebiet aufhält, als selbstverständlich anzunehmen ist, dass er 
die geltenden Rechtsvorschriften einhält. 
 
Es wird an dieser Stelle nicht verkannt, dass dem Schutz der öffentlichen Ordnung und Sicherheit, 
insbesondere der Einhaltung der die Einreise und den Aufenthalt von Fremden regelnden Vorschriften 
grundsätzlich ein hoher Stellenwert zukommt, doch überwiegen nach Ansicht des 
Bundesverwaltungsgerichtes im vorliegenden Fall die privaten Interessen der Beschwerdeführer, 
insbesondere den nun allesamt erwachsenen und gut integrierten Erst- sowie Dritt- bis 
Fünftbeschwerdeführern - angesichts der erwähnten Umstände in ihrer Gesamtheit die öffentlichen 
Interessen an einer Aufenthaltsbeendigung zugunsten eines geordneten Fremdenwesens. Eine 
Rückkehrentscheidung gegen die Beschwerdeführer würde sich daher zum maßgeblichen aktuellen 
Entscheidungszeitpunkt als unverhältnismäßig im Sinne von Art. 8 Abs. 2 EMRK erweisen. 
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Das Bundesverwaltungsgericht kommt daher aufgrund der vorgenommenen Interessenabwägung 
unter Berücksichtigung der genannten besonderen Umstände dieses Beschwerdefalls zu dem 
Ergebnis, dass die Erlassung einer Rückkehrentscheidung gegen die Beschwerdeführer unzulässig ist. 
Des Weiteren ist davon auszugehen, dass die drohende Verletzung des Privatlebens auf Umständen 
beruht, die ihrem Wesen nach nicht bloß vorübergehend, sondern auf Dauer sind, weswegen gemäß 
§ 9 Abs. 3 BFA-VG festzustellen war, dass die Rückkehrentscheidung gegen die Beschwerdeführer auf 
Dauer unzulässig ist.Da somit das Interesse an der Aufrechterhaltung des Privat- und Familienlebens 
der Beschwerdeführer im konkreten Fall die in Art. 8 Abs. 2 EMRK angeführten öffentlichen Interessen 
überwiegt, erfüllen diese die Voraussetzungen für die Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß § 55 
AsylG. 
 

RIS Entscheidung 
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